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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 230 der Abgeordneten Schmücker, Kühling und 
Genossen - Nr. "2825 der Drucksachen - Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts 


Der Umfang der Wiedergutmadiung nach dem 
Bundesgesetz vom 11. Mai 1951 (BGBl. I S. 291) 
für den in der Anfrage erwähnten Personen- 
kreis ist in § 21 a. a. O. in der Weise geregelt, 
daß wiedergutmachungsberechtigte Angestellte 
und Arbeiter des öffentlichen Dienstes, soweit 
sie das 65. Lebensjahr noch nidit vollendet 
haben und noch dienstfähig sind, bevorzugt 
im öffentlidien Dienst wieder einzustellen sind. 
Sic sind auf einem Dienstposten mit dem 
Diensteinkommen zu verwenden, das sie ohne 
die schädigende Maßnahme bezogen hätten 
(§21 Absatz 2 a. a. O.). Angestellte und Arbeiter, 
deren Übernahme in das Beamtenverhältnis 
durch eine Schädigung im Sinne des § 1 a. a. O. 
verhindert worden ist, sind nachträglich in das 
Beamten Verhältnis zu berufen (§21 Absatz 3 
a.a.O.). Ihnen ist die Rechtsstellung einzuräumen 
und die Besoldung zu gewähren, die sie erreicht 
haben würden, wenn sie rechtzeitig in das 
Beamtenverhältnis übergeführt worden wären. 

Daneben findet auf den in Betracht kommenden 
Personenkreis das Gesetz über die Behandlung 
der Verfolgten des Nationalsozialismus in der 
Sozialversicherung vom 22. August 1949 
(WiGBl. S. 263) Anwendung, das die durch 
die erzwungene Aufgabe des Arbeits Verhält- 
nisses hervor gerufene Zeit einer Arbeitslosigkeit, 
einer Haft oder eines Auslands auf enthaltes als 
Ersatzzeit für die Wartezeit und für den Erwerb 
einer Anwartschaft berücksicditigt (§ 3 a. a. O.). 
Für die Ersatzzeit werden gemäß § 4 a. a. O. 


Steigerungsbeträge nacii der gesetzlichen Renten- 
versicherung gewährt. Sofern Renten durch eine 
nationalsozialistische Verfolgungs- oder Unter- 
drückungsmaßnahme vorenthalten wurden, sind 
sie auf Antrag nachzuzahlen (§ 6 a. a. O.). 

Eine Wiedergutmachung auf dem Gebiet der 
zusätzlichen Alters- und Hinterblicbenenver- 
sorgung stößt in ihrer praktischen Verwirk- 
lichung deshalb auf Sdiwierigkeiten, weil durch 
eine gesetzliche Maßnahme die Mitgliedschaft 
bei der Zusatzversorgungsanstalt des Reichs 
und der Länder (ZRL) oder einer ähnlichen 
Einrichtung rückwirkend fingiert werden müßte. 
Darüber hinaus wäre ein Abkommen sämt- 
licher wiedergutmachungspflichtiger Dienst- 
herren mit der jetzigen Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder notwendig, wodurch 
sich die Versorgungsanstalt verpflichtet, die 
Mitgliedschaftsrechte wiederherzustellen, die 
unter gegangen sind, nachdem die ZRL seiner- 
zeit die Arheitnehmeranteile satzungsgemäß 
zurück gezahlt hatte. Die durch die Nachzahlung 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge 
entstehenden Kosten hätte der wiedergut- 
machungspflichtige Dienstherr zu tragen. Sie 
würden im Hinblick darauf, daß sämtliche 
Beiträge im Verhältnis 1 : 1 zu leisten wären, 
sehr hoch und, soweit der Bund wiedergut- 
machungspflichtig ist, von diesem bei der der- 
zeitigen Haushaltslage voraussichtlich nicht 
aufzubringen sein. 

Dr. Lehr 
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